
Art. 8 Politische Grundlagen

1. Allgemein anerkannte Regeln des Völkerrechts.
1 a) Art. 8 Abs. 1 hat seinen Vorläufer in Art. 5 Abs. 1 der Verfassung von 1949, dem­

zufolge die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts die Staatsgewalt und jeden 
Bürger binden. Dieser entsprach seinem Sinne nach Art. 4 WRV und Art. 25 GG.

2 b) Auch Art. 8 Abs. 1 transformiert Bestandteile des Völkerrechts in innerstaatliches 
Recht. Indessen bestehen im Verhältnis zu Art. 5 Abs. 1 der Verfassung von 1949 Unter­
schiede in der Formulierung. Unerheblich sind die Verwendung der Worte »sind verbind­
lich« statt »binden« und die Ersetzung des Begriffs »Staatsgewalt« durch »Staatsmacht«. 
Anders scheint es damit zu sein, daß nicht die allgemein anerkannten Regeln des Völker­
rechts schlechthin, sondern nur die, welche »dem Frieden und der friedlichen Zusammen­
arbeit der Völker« dienen, transformiert sind. Indessen wurde schon Art. 5 Abs. 1 der 
Verfassung von 1949 im Sinne der sowjetischen Vökerrechtslehre ausgelegt. Ihr zufol­
ge sind das allgemeine Völkerrecht und ein besonderes Völkerrecht zu unterscheiden, das 
nur im Verhältnis der sozialistischen Staaten untereinander gilt. Das »allgemeine Völker­
recht« wird von Herbert Kröger (Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands und sozia­
listisches Völkerrecht, S. 245) als »allgemein-demokratisches Völkerrecht« bezeichnet, 
das gegenüber dem früheren, den verschiedenen Entwicklungsstufen der bürgerlich-kapita­
listischen Gesellschaft entstammenden Völkerrecht, eine qualitativ höhere Rechtsordnung 
darstelle, aber noch nicht den Erfordernissen einer sozialistischen Weltordnung entspre­
che. Das allgemein-demokratische Völkerrecht wird also insoweit nicht dem hergebrach­
ten Völkerrecht gleichgesetzt, als es nach Ansicht von Herbert Kröger die »Allein- oder 
Vorherrschaft des Imperialismus« in den internationalen Beziehungen bestimme. Zum all­
gemein-demokratischen Völkerrecht wird vor allem das Prinzip der friedlichen Koexistenz 
als Zusammenfassung von Regeln, die dem Frieden und der friedlichen Zusammenarbeit 
der Völker dienen, gerechnet (s. Rz. 43 zu Art. 6). Dazu kommen Prinzipien, die eine Ent­
faltung des Prinzips der friedlichen Koexistenz darstellen sollen, nämlich das Prinzip der 
friedlichen Regelung von Streitfragen, das Prinzip der Selbstbestimmung der Nationen (s. 
Rz. 4-8 zur Präambel), das Prinzip der Abrüstung (D. B. Lewin u.a., Völkerrecht, 
S. 67 ff.) Das besondere sozialistische Völkerrecht beruht auf dem Prinzip des proletarisch­
sozialistischen Internationalismus (s. Rz. 26, 27 zu Art. 6), das nicht zuletzt in einem kol­
lektiven Verteidigungssystem zum Ausdruck kommt (s. Rz. 33 zu Art. 6). Sowohl das all­
gemeine als auch das besondere sozialistische Völkerrecht enthalten nach sowjetischer 
Völkerrechtslehre allgemein anerkannte Regeln. »Die allgemein anerkannten Prinzipien 
des Völkerrechts enthalten ein bestimmtes Minimum an Forderungen, deren Erfüllung 
den Frieden unter den Völkern garantieren soll. Die Prinzipien der Beziehungen zwischen 
den sozialistischen Staaten garantieren jedoch nicht nur die Erfüllung dieser Forderungen, 
sondern gewährleisten darüber hinaus engste Zusammenarbeit der sozialistischen Staaten 
beim Aufbau der neuen Gesellschaft. Daher bedeutet die Einhaltung der Völkerrechtsprin­
zipien der Zusammenarbeit zwischen den sozialistischen Staaten auch zugleich die Einhal­
tung der allgemein anerkannten demokratischen Prinzipien des Völkerrechts, denn die er- 
steren sind bedeutend fortschrittlicher und vollständiger als die letzteren.« (D. B. Lewin 
u. a., Völkerrecht, S. 86)

3 c) Lothar Schulz hatte in seiner Besprechung des Kommentars des Verfassers zur Ver­
fassung von 1949 (ROW 1963, S. 133) die Ansicht vertreten, dem Art. 5 Abs. 1 der Ver­
fassung von 1949 komme eine praktische Bedeutung nicht zu. Indessen hatte das OG in
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